
 

 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

orka Newsletter | Öffentliches Wirtschaftsrecht und 
Vergaberecht 

Gesetzesentwurf der Bundes-
regierung zum geplanten   
Tariftreuegesetz 

Anlass der Gesetzgebung 
Mit dem Gesetz zur Stärkung der Tarifau-
tonomie (Tarifautonomiestärkungsge-
setz) vom 11. August 2014 sollten die Ta-
rifautonomie gestärkt und angemessene 
Arbeitsbedingungen für 

 
1 Vgl. hierzu den Gesetzesentwurf der Bundesregierung 
zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Tarifauto-
nomie durch die Sicherung von Tariftreue bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge des Bundes (Tariftreuegesetz), S. 19, 
abrufbar unter: 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer si-
chergestellt werden.1 

Doch auch seit Inkrafttreten des Gesetzes 
am 16. August 2014 hat sich der Trend 
zum Rückgang der Tarifbindung weiter 
verfestigt. Von 1998 bis 2024 ist die Ta-
rifbindung der im Bundesgebiet Beschäf-
tigten um insgesamt 26 Prozentpunkte in 

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Ge-
setze/Regierungsentwuerfe/reg-tariftreuegesetz-
2025.pdf?__blob=publicationFile&v=4. 
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Westdeutschland bzw. um 21 Prozent-
punkte in Ostdeutschland gesunken.2 Aus 
Sicht der Bundesregierung hat zu dieser 
Entwicklung u.a. auch der Umstand beige-
tragen, dass nicht tarifgebundene Unter-
nehmen gegenüber tarifgebundenen Un-
ternehmen bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge und Konzessionen einen Wettbe-
werbsvorteil haben, indem sie aufgrund 
geringerer Personalkosten Angebote zu 
günstigeren Konditionen erstellen kön-
nen.3  

Die Regierungskoalition aus Union und 
SPD für die 21. Legislaturperiode des 
Deutschen Bundestages hat mit Kabinetts-
beschluss vom 06. August 2025 einen Ge-
setzesentwurf für ein „Gesetz zur Stärkung 
der Tarifautonomie durch die Sicherung 
von Tariftreue bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge des Bundes“ (sog. „Tariftreuege-
setz“) gebilligt.  

Kernpunkt des geplanten „Tariftreuege-
setzes“ ist nach dessen Artikel 1 die Schaf-
fung eines „Gesetzes zur Sicherung der 

 
2 Vgl. hierzu die Erhebungen des Statistischen Bundesam-
tes zur Tarifbindung von Arbeitnehmern, abrufbar unter: 
https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeits-
markt/Qualitaet-Arbeit/Dimension-5/tarifbindung-ar-
beitnehmer.html. 

Tariftreue bei der Vergabe und Ausfüh-
rung öffentlicher Aufträge und Konzessio-
nen des Bundes“ (sog. „Bundestariftreue-
gesetz“ – BTTG).  

Darüber hinaus sind durch das geplante 
Tariftreuegesetz u.a. Änderungen des Ar-
beitsgerichtsgesetzes (vgl. Art. 2 Ta-
riftreuegesetz-Entwurf), des Schwarzar-
beitsbekämpfungsgesetzes (vgl. Art. 3 Ta-
riftreuegesetz-Entwurf), sowie des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(vgl. Art. 4 Tariftreuegesetz-Entwurf) und 
des Tarifvertragsgesetzes (vgl. Art. 7 Ta-
riftreuegesetz-Entwurf) geplant.4 

In diesem Newsletter geben wir Ihnen ei-
nen Überblick darüber, welche Änderun-
gen Unternehmen durch das geplante Ta-
riftreuegesetz, insbesondere durch dessen 
Kerngehalt, das geplante Bundesta-
riftreuegesetz (BTTG), zu erwarten haben.  

Zielsetzung des geplanten 
Bundestariftreuegesetzes 
(BTTG) 
Ziel des geplanten Tariftreuegesetzes ist 
es, die Funktionsfähigkeit der Tarifautono-
mie zu sichern, indem originäre Tarifbin-
dung geschützt und gefördert wird. Hier-
für sollen die Nachteile tarifgebundener 
Unternehmen im Wettbewerb um öffentli-
che Aufträge und Konzessionen des Bun-
des beseitigt werden. Unternehmen sollen 
ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern künftig, wenn sie öffentliche Auf-
träge und Konzessionen des Bundes 

3 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 1. 
4 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 4 f. 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Qualitaet-Arbeit/Dimension-5/tarifbindung-arbeitnehmer.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Qualitaet-Arbeit/Dimension-5/tarifbindung-arbeitnehmer.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Qualitaet-Arbeit/Dimension-5/tarifbindung-arbeitnehmer.html
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ausführen, tarifvertragliche Arbeitsbedin-
gungen gewähren müssen.5  

Mit der Einführung des Bundestariftreue-
gesetzes soll daher die Grundlage dafür ge-
schaffen werden, dass Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern bei der Ausführung öf-
fentlicher Aufträge und Konzessionen des 
Bundes tarifvertragliche Arbeitsbedingun-
gen gewährt werden. Ziel des BTTG ist es, 
den Verdrängungswettbewerb zwischen 
Unternehmen über die Lohn- und Perso-
nalkosten zu unterbinden und die Arbeits-
plätze bei tarifgebundenen Arbeitgebern 
zu schützen. Für tarifgebundene Arbeitge-
ber, die ihren Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern tarifliche Arbeitsbedingun-
gen gewähren, soll künftig in Vergabever-
fahren des Bundes kein Wettbewerbs-
nachteil und kein Grund mehr bestehen, 
die eigene Tarifbindung aufzugeben. Da-
mit sollen durch das geplante Gesetz zu-
gleich wirtschaftliche Anreize für bislang 
nicht tarifgebundene Arbeitgeber geschaf-
fen werden, sich generell für eine Tarifbin-
dung zu entscheiden, um durchgehend 
einheitliche Arbeitsbedingungen für die 
gesamte Belegschaft während der Ausfüh-
rung privater und öffentlicher Aufträge zu 
ermöglichen.6  

Anwendungsbereich 
Von dem BTTG erfasst werden Vergaben 
durch den Bund sowie durch die dem Bund 
zuzurechnende bzw. von diesem be-
herrschte öffentliche Auftraggeber und 
Sektorenauftraggeber. Vergabeverfahren 
durch die Länder und Kommunen sind 
vom Anwendungsbereich des BTTG unbe-
rührt. Nach § 1 Absatz 1 des geplanten 
BTTG findet das Gesetz Anwendung auf die 

 
5 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 1. 
6 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 19. 

Vergabe und Ausführung öffentlicher Lie-
fer-, Dienstleistungs- und Bauaufträge so-
wie Konzessionen ab einem geschätzten 
Auftrags- oder Vertragswert von 50.000 
Euro ohne Umsatzsteuer. 7 

Im Unterschwellenbereich findet das Ge-
setz nach § 1 Absatz 5 Satz 1 des geplanten 
BTTG nur Anwendung, wenn Auftraggeber 
oder Konzessionsgeber nach haushalts- 
oder vergaberechtlichen Vorschriften ver-
pflichtet sind, ein Vergabeverfahren 
durchzuführen. Diese Verpflichtung ergibt 
sich grundsätzlich aus § 55 BHO sowie den 
hierzu erlassenen Verwaltungsvorschrif-
ten, die ihrerseits im Unterschwellenbe-
reich die UVgO und die VOB/A für anwend-
bar erklären. Bestehen hingegen haus-
haltsrechtliche Sonderregelungen oder 
abweichende Verwaltungsvorschriften, 
die eine Ausnahme von der Vergabepflicht 
vorsehen, wie etwa für bestimmte Start-
ups, so ist das BTTG nicht anzuwenden.8 

Darüber hinaus enthält das BTTG selbst 
Bereichsausnahmen, insbesondere für 
verteidigungs- und sicherheitsspezifische 
öffentliche Aufträge und für Vergabever-
fahren über öffentliche Liefer-, Bau- und 
Dienstleistungsaufträge sowie 

7 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 5, S. 33. 
8 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 6, S. 36 f. 
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Konzessionen zur Deckung von Bedarfen 
der Bundeswehr. Das BTTG findet darüber 
hinaus keine Anwendung, soweit das Ge-
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
oder andere Rechtsvorschriften des Bun-
des Ausnahmen von der Anwendbarkeit 
des vierten Teils des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen vorsehen.  

Wesentliche Eckpunkte des 
geplanten BTTG 
Durch § 5 Abs. 1 des geplanten BTTG soll 
die Rechtsgrundlage dafür geschaffen wer-
den, dass tarifvertragliche Regelungen zur 
Entlohnung, zum bezahlten Mindestjah-
resurlaub sowie zur Höchstarbeitszeiten, 
Mindestruhezeiten und Ruhepausenzeiten 
durch Rechtsverordnung des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Soziales rechts-
verbindlich für die Ausführung öffentli-
cher Aufträge und Konzessionen des Bun-
des vorgegeben werden können.9  

Bundesauftraggeber müssen künftig ge-
mäß § 3 Abs. 1, 4 Abs. 1 des geplanten 

 
9 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 7, S. 20. 
10 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 6 f., S. 19. 
11 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 38.  

BTTG von ihren Auftragnehmern verlan-
gen, dass diese ihren Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern für die Ausführungs-
dauer des Auftrags bzw. der Konzession 
die in einschlägigen Rechtsverordnungen 
verbindlich gemachten tarifvertraglichen 
Arbeitsbedingungen gewähren. Auch 
Nachunternehmer und Verleihunterneh-
mer müssen gemäß § 4 Abs. 1 des geplan-
ten BTTG ihren jeweiligen Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern die tarifver-
traglichen Arbeitsbedingungen für die 
Ausführungsdauer gewähren.10Praktisch 
würde dann aus § 4 Abs. 1 S. 1 BTTG ein 
unmittelbarer gesetzlicher Anspruch der 
eingesetzten Arbeitnehmer auf Gewäh-
rung der nach § 5 BTTG durch Rechtsver-
ordnung festgesetzten Arbeitsbedingun-
gen gegen Arbeitgeber resultieren.11 Gel-
tend gemacht werden, muss dieser dann 
nach § 15 BTTG vor den Arbeitsgerich-
ten.12 

Eine gemäß § 8 des geplanten BTTG neu 
einzurichtende Prüfstelle Bundesta-
riftreue soll künftig die Einhaltung der ta-
rifvertraglichen Bedingungen kontrollie-
ren und erhebliche Verstöße gemäß § 13 
Abs. 1 des geplanten BTTG durch Verwal-
tungsakte rechtsverbindlich feststellen.13 
Ob ein Verstoß erheblich ist, hängt unter 
anderem von der Anzahl der betroffenen 
Personen und vom Ausmaß der Abwei-
chung von den zu gewährenden Arbeitsbe-
dingungen ab.14 Verstöße gegen tarifver-
tragliche Bedingungen sollen vom Bun-
desauftraggeber gemäß § 11 des geplanten 
BTTG zivilrechtlich durch Vertragsstrafen 
sowie durch außerordentliche Kündigung 

12 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 21. 
13 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 9, S. 11, S. 20. 
14 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 48. 
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der Auftragsbeziehung sanktioniert wer-
den.15  

Ermöglicht werden soll die Kontrolle der 
Einhaltung des Tariftreueversprechens 
aus § 3 BTTG durch Dokumentations-
pflichten, die den Unternehmen von den 
Bundesauftraggebern nach § 9 des geplan-
ten BTTG vertraglich auferlegt werden 
müssen. Die zu der Dokumentation ver-
wendeten Unterlagen sollen geeignet sein 
die Einhaltung des Tariftreueverspre-
chens nachzuweisen und wären auf Ver-
langen der neuen Prüfstelle vorzulegen.16 

Um die Einhaltung der tarifvertraglichen 
Bedingungen bürokratiearm nachweisen 
zu können, soll gemäß § 10 Abs. 1 des ge-
planten BTTG die Einhaltung einschlägiger 
tarifvertraglicher Standards in einem 
Präqualifizierungsverfahren bescheinigt 
werden können.17 Folge eines Nachweises 
wäre der Fortfall der Dokumentations-
pflicht nach § 9 des geplanten BTTG.18 Al-
lerdings sollen auch bei einer solchen Zer-
tifizierung die Auftragnehmer nicht von 
anlassbezogenen Kontrollen nach § 8 Abs. 
2 des geplanten BTTG ausgenommen 
sein.19 

Der Auftragnehmer des Bundesauftragge-
bers soll schließlich auch gemäß § 12 des 
geplanten BTTG für die tariflichen Ansprü-
che der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer eines von ihm beauftragten Nach-
unternehmers sowie der dort eingesetzten 
Leiharbeitskräfte haften.20 

Geschaffen wird außerdem ein neuer fa-
kultativer Ausschlussgrund im Sinne des § 
124 GWB. Nach § 13 Absatz 1 BTTG 

 
15 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 11, S. 20. 
16 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 45.  
17 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 10, S. 20. 
18 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 27  

unanfechtbar festgestellte Verstöße gegen 
die Tariftreueregelungen sollen nämlich 
gemäß § 14 Abs. 1 des geplanten BTTG 
zum Ausschluss von künftigen Vergabe-
verfahren führen können.21 Auf der 
Rechtsfolgenseite soll trotz des eröffneten 
Ermessens in der Regel ein Ausschluss er-
folgen. Davon kann lediglich in atypischen 
Fällen oder aus wichtigem Grund abgese-
hen werden. Die Selbstreinigungsmaßnah-
men aus § 125 GWB gelten hier entspre-
chend. 

Ausblick zum geplanten Ta-
riftreuegesetz 
Es ist davon auszugehen, dass das geplante 
Tariftreuegesetz zeitnah im Bundesrat 
und Bundestag beraten werden, noch die-
ses Jahr zustande kommen und sodann als-
bald in Kraft treten wird. Die Beratung zu 
dem Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung 
der Tarifautonomie durch die Sicherung 
von Tariftreue bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge des Bundes (Tariftreuegesetz) ist 
als Tagesordnungspunkt 19 in der 1057. 
Sitzung des Bundesrates am 26.09.2025 
vorgesehen.  

 

  

 

 

19 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 46. 
20 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 9, S. 11, S. 20. 
21 Vgl. Gesetzesentwurf (Fn. 1), S. 12, S. 20. 
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